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ANALYSEN UND BERICHTE

Ein volles Durchstarten ist noch verfrüht
Interview mit Dr. Otto A. Friedrich, Präsident des BDA, Köln

HHerr Dr. Friedrich, der Zehner- 
CluUb hat sich in Washington auf 
neuue Wechsell<ursrelatlonen ge- 
einhjgt. Halten Sie dieses Rea- 
llgnnment für realistisch?

Idch würde sagen, daß es für 
denn Augenblick ein annähernd 
realilistisches Realignment ist, 
obvwvohl naturgemäß eine wirk­
lich n reale Basis nur hätte ge- 
funoden werden können, wenn 
vorh-her alle Währungen sauber 
gefifloatet hätten und sich echte 
Kunrse aus Nachfrage und An- 
gebbot gebildet hätten. Aber ich 
glauube doch, daß unter Berück- 
sichhtigung aller Umstände — 
alsoo auch der wirtschaftspoliti- 
schoen Interessen der verschie- 
dennen Länder -  etwas gefunden 
wororden ist, was Gewähr für eine 
gewwisse Zeit bietet.

Vom Realignment 
am meisten betroffen

V\iWürden Sie sagen, daß es bei 
diesesem Realignment Gewinner 
undid Verlierer gab?

N Naturgemäß sind die Japaner 
undid Deutschen am meisten von 
dieseser Änderung betroffen. Aber 
schbhließlich muß man bedenken, 
daßaß die Regelung eine Verbes- 
seriarung gegenüber dem Zustande 
bededeutet, der sich unter den fle- 
xibliblen Wechselkursen heraus- 
gebebildet hatte. Die deutsche 
Auf\ufwertung beträgt nun im ge- 
wogogenen Durchschnitt von 15 
verserschiedenen Währungen 4,8%  
undnd vordem bei freien Wechsel­
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kursen 6 bis 6,5% . Vor allen 
Dingen ist in der Relation der 
N/Iark zum Franc mit einer Auf­
wertung von 4,61 %  ein Ziel er­
reicht worden, das etwa bei den 
5 %  liegt, die der deutschen In­
dustrie als äußerste Grenze er­
schienen. Ich weiß aus vielen 
Kreisen der Industrie, beispiels­
weise der Stahlindustrie, daß 
diese Relation für noch wichti­
ger gehalten wurde als das Ver­
hältnis zum Dollar.

Glauben Sie, daß die Washing­
toner Beschlüsse auch lang­
fris tig  Währungskrisen vermel­
den helfen?

Ich bin nicht der Ansicht, daß 
schon durch diese Beschlüsse 
langfristig Währungskrisen ver­
mieden werden können. Es ist 
damit ja keine wirkliche Ord­
nung geschaffen worden, die 
verhindert, daß sich die Kurse 
bei unterschiedlicher wirtschafts­
politischer Gestaltung der Ver­
hältnisse in den einzelnen Län­
dern wieder voneinander fort­
entwickeln. Ich glaube, es muß 
noch sehr viel mehr geschehen 
in bezug auf eine Neuordnung 
des gesamten Währungssystems.

An der außenwirtschaftlichen 
Flanke is t durch die Washing­
toner Beschlüsse etwas Ruhe 
eingetreten. Wird sich diese 
Ruhe positiv auf die Konjunk­
turlage in  der Bundesrepublik 
auswirken?

Ja, die bloße Tatsache, daß 
wieder sicherer kalkuliert wer­

den kann, ermöglicht es der In­
dustrie und dem Dienstlei­
stungsgewerbe, sich besser auf 
die gegenwärtige konjunkturelle 
Lage einzustellen. Die Wirtschaft 
kann kritische Situationen am 
besten bewältigen, wenn sie auf 
sicherem Boden steht. Dagegen 
ist es gefährlich, wenn Ihre 
Grundlagen unsicher werden 
und sie gewissermaßen auf 
Sand bauen soll.

Gefahr einer echten Rezession

Befürchten Sie, daß w ir In 
eine Rezession abrutschen 
werden?

Ich habe seit langem -  min­
destens seit 1969 -  gefürchtet, 
daß wir allmählich in eine grö­
ßere Weltkrise hineinschliddern 
könnten, weil die Euphorie, von 
der die technologische Entwick­
lung und die sich daraus ablei­
tende unentwegte Zunahme der 
Investitionen begleitet waren, 
die Vorstellung hat aufkommen 
lassen, daß wir eine Art Perpe­
tuum Mobile besitzen. Eine der­
artige Wahnvorstellung endet 
aber stets, wenn die Finanzie­
rung der Investitionen nicht 
mehr gesichert ist. Anzeichen 
dafür wurden bereits 1969 sicht­
bar -  was mit der politischen 
Konstellation gar nichts zu tun 
hatte -  und führten dann zu 
der allgemeinen Währungskrise. 
Nun bestand wirklich die große 
Gefahr, daß die einzelnen Län­
der, wie es die Beispiele Ame­
rika und Dänemark zeigen, zu
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protektionistischen Selbsthiife- 
und Abwehraktionen griffen, was 
zu einer allmählichen Schrump­
fung des Welthandels geführt 
hätte.

Heute habe ich aber den Ein­
druck, daß Nixon gerade noch 
im richtigen Augenblick im eige­
nen Land gehandelt hat und 
daß durch die Empfindlichkeit, 
mit der die Regierungen der an­
deren großen Industrienationen, 
insbesondere auch die deutsche, 
darauf reagiert haben, diese un­
mittelbaren Gefahren zunächst 
einmal gebannt wurden. Ich bin 
also zuversichtlich in bezug auf 
die allgemeine von der Welt­
wirtschaft bestimmte Konjunktur.

. . .  und in bezug auf die Bin- 
nenl<onjunl<tur?

In Deutschland halte ich 
immer noch Gefahren für gege­
ben. In der Kosteninflation, die 
ja hauptsächlich eine Lohn- 
kosteninflation ist und die in 
Verbindung mit der Aufwertung 
zu Ertragsschmälerungen führt, 
und in der damit verbundenen 
Zurückhaltung in der Investi­
tionstätigkeit liegen natüriich 
Keime einer echten Rezession.

Aber man muß naturgemäß 
stark zwischen den verschiede­
nen Wirtschaftszweigen diffe­
renzieren. Wenn man allein nur 
die Industrie in Betracht zieht, 
findet man sehr große Unter­
schiede zwischen den Grund­
stoffindustrien, wie Stahl und 
Kohle, und den Investitions­
oder den Verbrauchsgüterindu- 
strien. Und auch die einzelnen 
Firmen sind sehr unterschied­
lich betroffen. Nun bin ich nicht 
der Ansicht, daß man das als 
Fatum hinzunehmen braucht; 
denn es ist ja auch Aufgabe der 
Unternehmer selbst, Hand an­
zulegen und das zu tun, was 
erforderiich ist, um eine Rezes­
sion, die niemand wünscht, hint­
anzuhalten.

Sollte die Bundesregierung  
je tzt schon m it einer entspre­
chenden Konjunl<turpolltlk dazu

beitragen, oder so llte  sie sich 
weiterhin zurückhalten?

Das ist eine sehr wichtige 
Frage. Nach meiner Ansicht 
würde zunächst in jedem Falle 
eine auflockernde Kreditpolitik, 
wie sie ja durch den Zentral- 
bankratsbeschluß vom 22. De­
zember eingeleitet worden ist, 
sehr zu begrüßen sein. Ein vol­
les „Durchstarten“, wie das so 
schön genannt wird, d. h. also 
die Einsetzung des Eventual­
haushaltes oder gar die Rück­
zahlung des Konjunkturzuschla­
ges, würde ich zum jetzigen 
Zeitpunkt noch nicht für richtig 
halten. Denn noch haben die 
autonomen Partner in der Tarif­
politik nicht zu den Grenzen zu­
rückgefunden, die dem Produk­
tivitätswachstum entsprechen.

In dem Moment, in dem die 
Kostenentwicklung sich wieder 
dem Wirtschafts- und Produk­
tivitätswachstum annähert und 
die Auswirkungen der Investi­
tionszurückhaltung fühlbar wer­
den und die Arbeitslosenzahlen 
oder die Kurzarbeit weiter stei­
gen, sind die Voraussetzungen 
für ein Eingreifen des Staates 
gegeben.

Gegenwärtige 
Lohnerhöhungen sind zu hoch

Sind Sie hinsichtlich der Ko­
stenentwicklung optim istisch?

Optimistisch kann man nicht 
sein. Der Metallkonflikt ist zwar 
insofern glücklich beendet wor­
den, als es zu einer echten Eini­
gung der Tarifpartner gekom­
men ist, ohne daß letzten Endes 
ein Schlichter den Ausschlag 
gegeben hat oder daß etwa po­
litisch eingegriffen worden ist. 
Aber letztlich ist mit der Lohn­
erhöhung von 7,5®/o ein Signal 
für das Jahr 1972 gesetzt wor­
den. Derartige Lohnerhöhungen 
sind jedoch im Vergleich mit 
dem Produktivitätswachstum 
von 3 bis 4 “/o zu hoch und wer­
den ihre entsprechenden Aus­
wirkungen auf Preise und Er­
träge haben. Das sind also noch

keine Ergebnisse, die einen 
zum Optimismus ermutigen 
können. Die Forderungen, die 
neuerdings im öffentlichen 
Dienst gestellt werden, tendie­
ren in dieselbe Richtung. Bei 
uns muß sich endlich die Er­
kenntnis durchsetzen, daß wir 
in der weltwirtschaftlichen Aus­
einandersetzung nur bestehen 
können, wenn wir im eigenen 
Hause die Voraussetzungen da­
für schaffen, um wirtschaftlich 
leistungsstark zu bleiben oder 
wieder zu werden.

Fehlen derartige Voraussetzun­
gen auch Im gesellschaftspoli­
tischen Bereich?

Ja, auch hier bin ich der Auf­
fassung, daß wesentlich mehr 
Ruhe und Sicherheit einkehren 
muß. Nach meiner Meinung wird 
heute von den Politikern weit­
gehend verkannt, daß die un­
unterbrochene Erörterung von 
neuen gesellschaftspolitischen 
Konzeptionen die Wirtschaft ver­
unsichert. Denken sie nur an 
die vermögenspolitische Diskus­
sion über Zwangsabgaben aus 
dem Gewinn oder einen gesetz­
lichen Investivlohn und andere 
Vorschläge. Ich habe den Ein­
druck, daß auch der Bundes­
kanzler und andere Regierungs­
mitglieder, die selbst Politiker 
sind und es infolgedessen für 
natüriich halten, daß derartige 
Probleme nach den verschie­
densten Richtungen ausdisku­
tiert werden, übersehen, daß 
diese ewige Diskussion für die 
Wirtschaft eine ständige Quelle 
der Unsicherheit für ihre Ent­
scheidungen bildet, vor allem, 
wenn sie Investitionen und lang­
fristige Dispositionen betreffen.

Finanzierung der 
Reformen aus dem Wachstum

Sind aber diese Diskussionen 
nicht notwendig, um die Alter­
nativen abzukiären?

Natüriich sind Diskussionen 
notwendig. Aber es ist ein Un­
terschied, ob ununterbrochen 
darüber diskutiert wird, daß un­
gefähr alles und jedes in der
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Bundesrepublik reformiert wer­
den müsse, als sei die Grund­
lage dieses Systems völlig pro­
blematisch geworden, oder ob 
man von weiteren sozialen Fort­
schritten innerhalb der an sich 
dynamischen Marktwirtschaft 
spricht. Man kann ja nicht leug­
nen, daß in den Jahren 1950 bis 
1960, aber auch in den 60er Jah­
ren, unentwegt gesellschafts­
politische und sozialpolitische 
Weiterentwicklungen stattgefun­
den haben, ohne daß man sie 
mit dem Begriff der Reform aus­
gestattet hat. Sie waren und 
sind einfach Teil dieser Wirt­
schaftsordnung. Sonst würde sie 
keinen Rückhalt in der Bevölke­
rung finden und würde nicht als 
eine wirklich produktive Ord­
nung angesehen werden. Des­
halb kann man nicht dauernd 
von Reformen eines „Systems“ 
reden, das sozusagen erstarrt 
wäre.

Besonders negativ war die 
Reaktion der Wirtschaft auf die 
Steuerreformpläne des SPD- 
Parteitages. Sind aber nicht 
Steuererhöhungen unausweich­
lich, um Reformvorhaben auf 
dem Gebiete des Bildungs­
wesens, des Umweltschutzes 
usw. durchzuführen?

Daß diese Dinge bewältigt 
werden müssen, steht außer 
Frage. Mit der Wirtschaft sind 
seit 1950 auch die Gemein­
schaftsaufgaben unentwegt an­
gewachsen. Sie konnten aber 
aus dem Wachstum selbst be­

wältigt werden, ohne daß man 
laufend die Steuersätze hätte 
erhöhen müssen. Wir müssen 
auch in Zukunft darauf ver­
trauen, daß die erforderlichen 
Mittel in erster Linie aus dem 
Wachstum der Wirtschaft her­
vorgebracht werden. Weiterhin 
bin ich der Auffassung, daß es 
nicht der einzige und auch nicht 
der glücklichste Weg ist, Ge­
meinschaftsaufgaben wie den 
Umweltschutz, die Verkehrs­
anlagen, das Bildungswesen 
und andere Infrastrukturpro­
bleme primär aus höheren 
Steuersätzen zu bewältigen. 
Man sollte vielmehr daran den­
ken, eine vernünftige lang­
fristige Staatsverschuldung zu 
betreiben, denn es sind ja Auf­
gaben, die nicht nur einer Ge­
neration, sondern auch den 
kommenden Generationen zu­
gute kommen und infolgedessen 
auch von ihnen mitgetragen 
werden sollten. Die Bundes­
republik ist im Verhältnis zu an­
deren Ländern nicht so stark 
verschuldet, daß man das nicht 
riskieren könnte, wenn die kon­
junkturelle Lage es erlaubt.

Vermögenspolitik und 
Gemeinschaftsaufgaben koppeln

Riskiert man aber nicht bei 
dieser Form der Finanzierung 
negative Auswirkungen auf die 
Preisstabilität?

Warum eigentlich? Wenn der 
Staat über den Markt Darlehen 
bei der Bevölkerung aufnimmt,

so entzieht er dem Markt Geld, 
das sonst in den Verbrauch 
oder in andere weniger wichtige 
Investitionen fließen würde. Es 
wird also nicht die Menge des 
Geldes vermehrt, deren Höhe 
letztlich entscheidend ist für 
einen inflatorischen Preisauf­
trieb. Ich würde sagen, hier 
greifen zwei Dinge ineinander. 
Auf der einen Seite besteht ein 
echtes Bedürfnis, die Vermö­
gensbildung zu verbreitern. Es 
ist ein politischer Humbug, sie 
ausschließlich auf das Produk­
tivkapital abzustellen. Die große 
Masse der Bevölkerung ist nicht 
so sehr an Wertpapieren inter­
essiert, die großen Börsen- und 
Ertragsschwankungen ausge­
setzt sind, sondern mehr an 
soliden, festverzinslichen Anla­
gen. Und hier sollte man an­
setzen. Man könnte für Schich­
ten mit bescheideneren Ein­
kommen bei staatlichen Obliga­
tionen steuerliche Begünstigun­
gen einbauen. Die sich heute in 
Milliardenbeträgen bildenden 
Ersparnisse aus vermögenswirk­
samen Leistungen, die lang­
fristig anzulegen sind, bilden 
ein großes Reservoir, um die 
staatlichen Aufgaben zu finan­
zieren. Man sollte also diese 
beiden Dinge — breitere Vermö­
gensbildung und Finanzierung 
von Gemeinschaftsaufgaben — 
miteinander verbinden — übri­
gens ein Gedankengang, der 
auch von Bundeskanzler Brandt 
mir gegenüber einmal aufge­
worfen wurde.
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